
landwirtschaftl ichen oder forstwl rtschaftlicher.). Nutzung dienende Wirtschaft- ­
wege der l and- und Forstwi rtsch aft. 
Diese nicht öffentlichen Wege sind nach den für ihre Eigeniumsform ver­
bindlichen Rech tsnormen zu behandeln. Stehen sie im Volkseigentu m, ha t sie 
der Rechtsträger nach den flir dos Volkseigentu m geltenden Bestimmungen 
im Rahmen sei ner jewe il igen Aufgabenstei lu ng und der Zweckbesti mmung 
des Weges instand zu hol ten bzw. zu betreuen. Dasselbe gil t für die 1m ge ­
nossenschaftlichen Gemeineigentu m werktä tiger Kollektive steh enden Straßen 
und Wege. Die im persönlichen Ei gentum der Blirger stehenden Wege wer­
den im Rahmen des Artike ls 11 der Verfassung na ch den Redl tsvorschriften 
des Zivil gesetzbuches behandelt. 

6. 	 Di e Unterscheidu ng von Straßen und Wegen ist rechtlich ohne Bedeutu ng. 
Sie beruht ouf der gesch ichtl ichen Entwicklung des Straßenwesens sowie der 
Straßenbo utechn ik und der unterschiedlichen Bedeutung der Straßen und 
Wege. M it dem Begriff der Straße wird meist d ie Vorstellung einer meh r 
oder weniger befestigten Fahrbahn verbunden, während der Weg in der 
Reg el nicht befestigt ist Der Weg dient im allg emeinen örtli ch en Bedürfnis­
sen und ist zu r Aufnahme des Fußgä nger- und Radfahrerverkeh rs sowi e des 
Verke hrs mit Gespannwa~n gedacht. In der Straßenve ro rdnung erscheint 
der Begriff des Weges im Zusammenhang mit Forstweg en, landwirtschaft­
lichen Wegen, Sommerwegen, Gehwegen und Radwegen. 

7. 	 Ohne rechtliche Bedeutung ist auch die Beschilderu ng oder die ortsübliche 
Bezeichnung einer Straße als Weg oder umgekehrt. 

§2 
Grundsätze 

(1) 	 Das Mini steriu m für Verkehrswesen und die örtlicnen Staatsorgane haben 
entsprechend den Erfordernissen des soziali st ischen Staates sowie den wa ch­
senden Verkehrsbedürfn issen der Vo lksWirtschaft und der Bevölkerung die 
ei nheitliche Entwicklung der öffentlichen Straßen zu sichern . Dabei haben 
sie insbeson dere 

- den Erfordern issen der Verkehrssicherheit Red1nu ng zu tragen, 
eine planmä ßige Standortvertei lung vorzu neh me n sowie dIe materiellen 
und fina nziellen Fonds auf die vo lkswirtschaftli chen und territo rialen 
Schwerpunkte zu konzentrieren, 
die internationalen Erfordernisse, vor allen' zwi sch en den Mitgl iedsstaa­
ten des RGW, umfassend zu berücksichtigen, 

- den Erfordernissen der Landesverteid igung Rechnung zu trogen, 
- die Belange der sozia lis tischen Landeskultur, des Umweltschutzes sowie 

des A" wohnersch utzes zu wahren. 
- zur weiteren Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen beizu­

trag en, 
- eine rationelle Bodenn utzu ng zu gewährleisten und die dafür geltenden 

Rechtsvorschriften zu bead,ten .. 

(2) 	 Die Entwicklung der öffentlichen Straßen ist bei der la ng fristigen Planung, 
in den Generolve rkehrs- und Generalbebauung spianen, bei der Standort­
ve rteilung und En twick lung der Prod uktivkrä fte zu berü cksichtigen. 

(3) 	 Dos Min isterium für Verkehrswesen und die örtl ichen Stoatso r~ne hoben 
zu sichern. daß die öffentliche Nutzung d~tra ßen gewährl ei stet WI rd . Sie 
nehmen darouf Einll uß, daß d ie sich hieraus ergebenden Erfordern isse In 
der leitung und Planung der Rechtsträger und Eigentümer öffentl icher Stra­
ßen be rü cksichtig t we rden. Sie haben die Initia!lve Uf1~ M lt5!rbeit dE~r ~ 
volkerung zu fördern und arbeiten eng mit den Äum hüssE!n ~er .Natia FlQ I ~n 
Front _ und den gesei lschaftlfchen Organisationen zusam me.14 Im Einver­
nehmen mit den Gewerkschaftsleitungen der Betriebe und den örtlichen 
Röten kön nen Werktätige zu Kontrol len über die Gewährleistung der öffent ­
lichen Nutzung der Straßen eingesetzt werd en. 

Erlauterungen 

1. 	 Das sozialistische Recht erfüllt seinen Zweck nur, wenn es der jeweils gege ­
benen En twicklungsstufe der gesellschaftlichen Verhöltnlsse entspricht. Es 
dorf dabei diese Verhältni sse nicht nur einfach widerspiegeln und sanktio­
nieren, sondern es muß sie im Sinne der objektiven Gesetzmäßigkeiten be­
einfl ussen. mit anderen Worten, in d ie Zukunft weisen. Im Mittelpunkt oller 
Staatstöll gkeit und der Rechtsarbeit steht daru m die Wirtschafts- und Sozia l­
politik, wie sie der VII I. und IX. Parteitag der Sozia listischen Elnheltspartei 
Deutschlands beschlossen haben. 

§ 2 der Straßenverordnung legt in Form von Beispielen Grundsätze dar. d ie dos 
Ministerium für Verkehrswesen und glei chermaßen die örtlichen Staatsorgane 
stets beachten müssen, wenn sie die ihnen auf dem Gebiet des Straßen ­
wesens obliegenden Aufgaben erfüllen. Ist zum Beispiel die Rede von der 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen. den Belangen der sozia­
listischen l andeskultur und des Umweltsch utzes oder der Zusammenarbeit 
zwischen den Mitg liedsstaa ten des RGW, so handelt es sich dabei durchweg 
um wichtige Ziele der Politi k von Partei und Regierung bei der welteren Ge ­
staltung der entwickel ten sozialistischen Gesellschaft in der DDR. Der Zu ­
sa mmenhang, wie er zwischen der gesamtgesellschaftli chen Entwicklung und 
der En twicklung auf dem Gebiete des Rech ts und der Rechtsorbeit besteht, 
kommt hier besonders slI1 nfällig zum Ausdruck. 

Wenn es darum geht, die einzel nen Vorschriften der Straßenverordnung in 
der praktischen Arbeit anzuwenden, so spielen die im § 2 dieser Verordnung 
genannten Gr\.Jndsätze eine bedeutende Roll e. Sie bilden einen Ausgangs­
punkt und zugleidl den Rahmen fü r die Auslegu ng der Verordnung . Alle 
Entscheidungen, die das Min isterium fü r Verkehrswesen und die örtl ich en 
Staatsorga ne nach der Stroßenverordnung zu treffen hoben, müssen im Ein­
klang mit diesen Grundsätzen stehen und von Ihnen geprägt sein . 

3. 	 Die eInhei tliche Entwicklung der öffentl ichen Straßen ist ein besonders wich­
tiges Anlieg en der Straßenverordnung. Einheitlichkei t bedeutet nicht, daß 
dos MinIsterium für Verkehrswesen alle Einzelheiten der Entwicklung öffent- . 
ficher Straßen festl egt. Es erarbeitet vielmehr Grund sötze zur Straßenbau· 
und Verkehrspolitik, die von den ört lichen Staatsorganen den örtlichen Ge­
geben heiten entsp rechend in ihrem Terri toriu m anzuwencJen und durch zuset ­
zen sind. Welche Grundsätze dos sein können, wi rd in § 6 der Straßenver­
ordnung in Form von BeispIelen aufg ezöhlt. Dos Ministe rium für Verkehrs­
wesen bzw. der Ministe r für Verkehrswesen 
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